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Referentenentwurf für ein

Gesetz zur Anpassung der Vorschriften über den Wertersatz
bei Widerruf von Fernabsatzverträgen1)

Vom [Datum der Ausfertigung]

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar
2002 (BGB!. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
29. Juli 2009 (BGB!. I S. 2355) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 312d Absatz 6 wird aufgehoben.

2. Nach § 312d wird folgender § 312e eingefügt:

,,§ 312e

Wertersatz bei Fernabsatzverträgen

(1) Bei Fernabsatzverträgen über die Lieferung von Waren hat der Verbraucher
abweichend von § 357 Absatz 1 Wertersatz für Nutzungen nach den Vorschriften
über den gesetzlichen Rücktritt nur zu leisten,

1. soweit er die Ware in einer Art und Weise genutzt hat, die über die Prüfung der
Eigenschaften und der Funktionsfähigkeit der Ware hinausgeht, und

2. wenn er vom Unternehmer entsprechend § 360 Absatz 1 oder 2 über sein Wider­
rufs- oder Rückgaberecht belehrt worden ist oder hiervon anderweitig Kenntnis
erlangt hat.

(2) Bei Fernabsatzverträgen über Dienstleistungen hat der Verbraucher abwei­
chend von § 357 Absatz 1 Wertersatz für die erbrachte Dienstleistung nach den Vor­
schriften Über den gesetzlichen Rücktritt nur zu leisten,

1. wenn er vor Abgabe seiner Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen
worden ist und

2. wenn er ausdrücklich zugestimmt hat, dass der Unternehmer vor Ende der Wi­
derrufsfrist mit der Ausführung der Dienstleistung beginnt."

') Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 97/7/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei
Vertragsabschlüssen im Fernabsatz (ABI. L 144 vom 4.6.1997, S. 19), die zuletzt durch die Richtlinie
2005/29/EG (ABI. L 149 vom 11.6. 2005, S. 22) geändert worden ist, in seiner Auslegung durch das
Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 3. September 2009 in der Rechtssache C-489/07 (Mess­
ner, ABI. C 256 vom 24.10.2009, S. 4).
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3. Die bisherigen §§ 312e bis g werden §§ 312f bis h.

4. § 357 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,,(3) Der Verbraucher hat abweichend von § 346 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3
Wertersatz für eine Verschlechterung der Sache insoweit zu leisten, als die Ver­
schlechterung auf einen Umgang mit der Sache zurückzuführen ist, der über die Prü­
fung der Eigenschaften und der Funktionsfähigkeit der Sache hinausgeht, wenn er
spätestens bei Vertragsschluss in Textform auf diese Rechtsfolge und eine Möglich­
keit hingewiesen worden ist, die Verschlechterung zu vermeiden. Bei Fernabsatzver­
trägen steht ein unverzüglich nach Vertragsschluss in Textform mitgeteilter Hinweis
einem solchen bei Vertragsschluss gleich, wenn der Unternehmer den Verbraucher
rechtzeitig vor Abgabe von dessen Vertragserklärung in einer dem eingesetzten
Fernkommunikationsmitlel entsprechenden Weise über die Wertersatzpflicht und eine
Möglichkeit zu ihrer Vermeidung unterrichtet hat. § 346 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3
findet keine Anwendung, wenn der Verbraucher über sein Widerrufsrecht ordnungs­
gemäß belehrt worden ist oder hiervon anderweitig Kenntnis erlangt hat."

Artikel 2

Änderung des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche

Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche in der Fassung der Bekannt­
machung vom 21. September 1994 (BGB!. I S. 2494, 1997 I S. 1061), das zuletzt durch
Artikel ... des Gesetzes vom ... geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 246 § 3 Nummer 3 werden die Wörter ,,§ 312e Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs" durch die Wörter ,,§ 312f Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs" ersetzt.

2. Anlagen 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

"Anlage 1
(zu Artikel 246 § 2 Absatz 3 Satz 1)

Muster
für die Widerrufsbelehrung

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von [14 Tagen] [] ohne Angabe von Gründen in

Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) [oder - wenn Ihnen die Sache vor Fristablauf überlassen

wird - durch Rücksendung der Sache] ~ widerrufen. Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Be­

lehrung In Textform @I. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügtdie rechtzeitige Absendung des

Widerrufs [oderder Sache] ~. DerWiderrufist zu richten an: [jj

Widerrufsfolgen ~




































